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§ 41a
(1) Wird ein Gegenstand eingezogen, so geht das 

Eigentum an der Sache oder das eingezogene Recht 
mit der Rechtskraft der Entscheidung auf den Staat 
über.

(2) Rechte Dritter an dem Gegenstand bleiben be­
stehen. Das Gericht ordnet jedoch das Erlöschen die­
ser Rechte an, wenn es die Einziehung darauf stützt, 
daß die Voraussetzungen des § 40 Abs. 2 Nr. 2 vor­
liegen. Es kann das Erlöschen des Rechtes eines Drit­
ten auch dann anordnen, wenn diesem eine Entschä­
digung nach § 41c Abs. 2 Nr. 1 oder 2 nicht zu ge­
währen ist.

(3) Vor der Rechtskraft wirkt die Anordnung der 
Einziehung als Veräußerungsverbot im Sinne des 
§ 136 des Bürgerlichen Gesetzbuches. Die gleiche Wir­
kung hat die Anordnung des Vorbehalts der Ein­
ziehung, auch wenn sie noch nicht rechtskräftig ist.

§ 41b
(1) Kann wegen der Straftat aus tatsächlichen 

Gründen keine bestimmte Person verfolgt oder ver­
urteilt werden, so muß oder kann auf Einziehung des 
Gegenstandes oder des Wertersatzes oder auf Un­
brauchbarmachung selbständig erkannt werden, wenn 
die Voraussetzungen, unter denen die Maßnahme vor­
geschrieben oder zugelassen ist, im übrigen vorliegen.

(2) In den Fällen des § 40 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 und 
des § 41 ist Absatz 1 auch dann anzuwenden, wenn aus 
rechtlichen Gründen keine bestimmte Person verfolgt 
werden kann und das Gesetz nichts anderes be­
stimmt. Einziehung oder Unbrauchbarmachung dür­
fen jedoch nicht angeordnet werden, wenn Antrag, 
Ermächtigung, Strafverlangen, Anordnung der Straf­
verfolgung oder die Zustimmung zu ihr fehlen.

(3) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn das Ge­
richt von Strafe absieht oder wenn das Verfahren 
nach einer Vorschrift eingestellt wird, die dies nach 
dem Ermessen der Staatsanwaltschaft oder des Ge­
richts oder im Einvernehmen beider zuläßt.

§ 41c
(1) Stand das Eigentum an der Sache oder das 

eingezogene Recht zur Zeit der Rechtskraft der Ent­
scheidung über die Einziehung oder Unbrauchbar­
machung einem Dritten zu oder war der Gegenstand 
mit dem Recht eines Dritten belastet, das durch die 
Entscheidung erloschen oder beeinträchtigt ist, so wird 
der Dritte aus der Staatskasse unter Berücksichtigung 
des Verkehrswertes angemessen in Geld entschädigt.

(2) Eine Entschädigung wird nicht gewährt, wenn
1. der Dritte wenigstens leichtfertig dazu beigetra­

gen hat, daß die Sache oder das Recht Mittel oder

. . . Die eingezogenen Gegenstände werden mit 
Rechtskraft des Urteils Volkseigentum.

(4) Die Einziehung kann vom Gericht selbständig 
angeordnet werden, wenn gegen den Täter ein Ver­
fahren zwar nicht durchführbar, vom Gesetz aber 
nicht ausgeschlossen ist.


